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Ein Überblick über die Steuerbelastung des
Produktionsmitteleinsatzes in ausgewähl-
ten EU-Ländern ist deshalb von Interes-
se, da sich der Wettbewerb im Agrarsek-
tor durch die gemeinsame europäische
Währung bereits verschärft hat und die Er-
weiterung der EU durch den Zugang stark
agrarisch orientierter Länder zu weiteren
Problemen führen wird.
So kann die Landwirtschaft durch ihre bo-
dengebundene Wirtschaftsweise nicht auf
ungünstige steuerliche Standortbedin-
gungen durch Betriebsverlagerungen in
andere EU-Länder reagieren. Vor diesem
Hintergrund ist es notwendig, steuerlich
bedingte Wettbewerbsverzerrungen für
diesen Bereich zu identifizieren und im po-
litischen Konsens auf EU-Ebene zu be-
seitigen. Sollte dies nicht möglich sein,
ist zum einen unter Umständen durch ei-
ne Anpassung nationaler Regelungen der
durch steuerliche Wettbewerbsverzer-
rungen bedingte Druck auf die deutsche
Landwirtschaft zu verringern. 
Zum anderen sollte Deutschland aber
auch mit verstärktem Einsatz auf eine eu-
ropäische Lösung in der Frage einer ein-
heitlichen Besteuerung ökologisch pro-
blematischer Inputs wie Energie hinwir-
ken. Außerdem ist es für die deutsche
Landwirtschaftspolitik von Interesse, in-
wieweit eine Neuorientierung der Land-
wirtschaft über die Steuerpolitik mitge-
staltet werden kann. So haben einige EU-
Länder bereits vor längerer Zeit begon-
nen, landwirtschaftliche Produktionsmit-
tel unter ökologischen Gesichtspunkten
verstärkt zu belasten, um den Einsatz die-
ser Mittel zu reduzieren. Dabei werden in
diesen Ländern auch landwirtschaftliche
Produktionsmittel belastet, die bislang in
Deutschland von einer Besteuerung aus-
genommen sind. In diesem Zusammen-
hang stellt sich die Frage, ob die in die-
sen Ländern mit der Besteuerung bzw.
Belastung anvisierten Ziele erreicht wor-
den sind, d.h. ob man mit dem Einsatz
solcher Instrumente zu einer Umorientie-
rung der Landwirtschaft gelangen kann. 
In Deutschland relativ hohe Belastung im Vergleich zu wichtigen
EU-Konkurrenzländern
Doina M. Radulescu
Produktionsmittelbesteuerung in der Landwirtschaft:
Die Untersuchung der Besteuerung bestimmter Produktionsmittel (Düngemittel, Pestizide, Mineralöl-
produkte, Gas und Strom) in ausgewählten EU-Mitgliedstaaten war Ziel eines Gutachtens, das im Auf-
trag der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) vom Öffentlichen Sektor des ifo Insti-
tuts kürzlich fertig gestellt wurde.1 Neben einem steuerrechtlichen Teil, in dem die unterschiedlichen
Regelungen in den einzelnen Ländern dargelegt wurden, lag der Schwerpunkt der Untersuchung auf
der Analyse der sich ergebenden Belastungen der landwirtschaftlichen Produktionsmittel in Bezug auf
den Gewinn für landwirtschaftliche Modellbetriebe. Von besonderem Interesse war dabei, die Ver-
schiedenartigkeit der Belastung und die dadurch steuerlich bedingten Wettbewerbsverzerrungen zu
erkennen. Darüber hinaus sollte auch eine Basis für die aktuelle Diskussion über die Chancen eines
aktiven Beitrags des steuerpolitischen Instrumentariums zur Umstrukturierung der Landwirtschaft ge-
schaffen werden. Für die untersuchten Länder wurde aufgezeigt, welche Staaten im Bereich der Land-
wirtschaft ökologisch orientierte Steuern auf Produktionsmittel einsetzen und welches Instrumentari-
um dabei primär verwendet wird. Insgesamt gesehen lässt sich feststellen, dass die steuerlichen Re-
gelungen für die landwirtschaftlichen Produktionsmittel doch deutlich unterschiedliche Belastungen er-
geben. Dabei führen die deutschen Vorschriften, neben den steuerlichen Regelungen in Dänemark und
Schweden, zu vergleichsweise hohen Belastungen – überraschenderweise weisen ökologisch orientierte
Betriebe eine höhere steuerliche Belastung auf als konventionell orientierte Betriebe. Zudem konnten
die mit dem Einsatz ökologisch motivierter Steuern auf landwirtschaftliche Produktionsmittel erhofften
Effekte in der Empirie nur zum Teil nachgewiesen werden. Jedoch lässt sich auch feststellen, dass oh-
ne Einsatz dieser Steuern beispielsweise die Belastung der landwirtschaftlichen Flächen mit Dünge-
mittel und Pestiziden in einigen EU-Ländern über dem derzeitigen Niveau liegen würde. 
1 Der vorliegende Artikel basiert auf dem im No-
vember 2003 fertig gestellte Gutachten »Produk-
tionsmittelbesteuerung der Landwirtschaft in aus-
gewählten EU-Partnerländern«, veröffentlicht als ifo
Forschungsbericht Nr.20, München, Februar 2004.57. Jahrgang – ifo Schnelldienst 5/2004
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In der Untersuchung werden folgende Steuern analysiert:




• Elektrizitäts- und Gasbesteuerung.
Die betrachteten Länder sind Dänemark, Frankreich, Groß-
britannien, Italien, Niederlande, Österreich und Schweden. 
Synoptische Darstellung
Die folgende Übersicht (S. 20) bietet eine Zusammenfas-
sung der steuerlichen Regelungen für von Unternehmen der
Land- und Forstwirtschaft verwendete Produktionsmittel.
Es ist ersichtlich, dass nur Dänemark und Schweden eine
Steuer auf Düngemittel erheben. Die Landwirtschaft in Dä-
nemark unterliegt einem Quotensystem und die in Schwe-
den der normalen nationalen Düngemittelsteuer. Außerdem
wird in diesen Ländern wie auch in Frankreich eine Pesti-
zidsteuer erhoben. Das einzige Land, das Antibiotika und
wachstumsfördernde Mittel besteuert, ist Dänemark.
Bezüglich der Kraftfahrzeugsteuer ist zu erkennen, dass in
allen untersuchten Ländern bis auf Dänemark für alle land-
wirtschaftlichen Betriebe Steuerfreiheit besteht.
Größere Unterschiede ergeben sich in der Besteuerung von
Mineralöl. Eine derartige Steuer gibt es in allen untersuch-
ten Ländern, wobei die Landwirtschaft auf nationaler Ebe-
ne sehr unterschiedlich behandelt wird. Ein etwas kompli-
zierteres System existiert in Dänemark und Schweden, dort
gibt es neben einer Energiesteuer eine CO2-Steuer sowie ei-
ne Schwefelsteuer auf Mineralöle. Die dänische Land-
wirtschaft muss aber lediglich die CO2-Steuer entrichten.
Die landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland sind von
Steuererhöhungen auf Dieselkraftstoff ausgenommen. Für
landwirtschaftliche Fahrzeuge gilt hier ein gleichbleibender
»Agrardieselsteuersatz«.2 Ein ermäßigter Steuersatz auf Mi-
neralöl wird für landwirtschaftliche Betriebe in Frankreich,
Großbritannien und Italien angewendet. Lediglich die Land-
wirtschaft in Österreich erhält im Rahmen der Mineralölbe-
steuerung keine Ermäßigung.
Hinsichtlich der Besteuerung von Heizölsind folgende Cha-
rakteristika hervorzuheben: Die Heizölsteuer in Dänemark
unterliegt der Energiesteuer sowie einer Kohlendioxid- und
Schwefeldioxid-Steuerkomponente. Dabei zahlen die land-
wirtschaftlichen Betriebe den normalen Steuersatz. Die land-
wirtschaftlichen Betriebe in Deutschland und Schweden
erhalten eine Ermäßigung auf den regulären Heizölsteuer-
satz. Betriebe in Schweden zahlen pauschal nur ein Viertel
des CO2-Steuersatzes, wenn das Heizöl zu Heizzwecken
verwendet wird. In Frankreich, Großbritannien, Italien, den
Niederlanden und Österreich wird Heizöl mit dem jeweils na-
tionalen, regulären, d.h. bei Verwendung zu Heizzwecken
heranzuziehenden Steuersatz belegt.
Die Elektrizitätsbesteuerung weist folgende Merkmale in
den untersuchten Ländern auf: In Dänemark wird eine Ener-
giesteuer, sowie eine Kohlendioxid- und Schwefelsteuer
auf Elektrizität erhoben. Die Landwirtschaft muss die nor-
male Steuer entrichten, wie auch in Frankreich, Großbritan-
nien und Italien. In Österreich können die landwirtschaft-
lichen Betriebe eine Abgabenvergütung geltend machen.
Das Stromsteuergesetz in Deutschland sieht einen redu-
zierten Steuersatz für landwirtschaftliche Betriebe ab einer
jährlichen Mindeststeuerbelastung vor. In Schweden kön-
nen die Landwirte ab einem gewissen Mindestverbrauch
an Elektrizität eine Steuerrückforderung anmelden und die-
se einfordern.
Schließlich ist der Gasbesteuerung ebenfalls eine wichtige
Rolle zuzuschreiben. So werden die landwirtschaftlichen Be-
triebe in Deutschland und Großbritannien mit dem jeweils
nationalen regulären Steuersatz auf Gas belastet. In Deutsch-
land aber besteht die Möglichkeit der Steuervergütung für
Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft, wenn das Gas
zum mittelbaren oder unmittelbaren Verheizen verwendet
wurde. In Dänemark wird die Energiesteuer auf Gas zu 100%,
die CO2-Steuer zu 10% zurückerstattet, falls das Gas für
landwirtschaftliche Zwecke verwendet wurde. Ähnliche Re-
gelungen gelten auch in Schweden. Die Landwirtschaft in
Frankreich unterliegt der Normalbesteuerung, Da diese aber
erst ab einem Verbrauch von über 5 Mill. kWh/Jahr greift,
kann davon ausgegangen werden, dass die normalen land-
wirtschaftlichen Betriebe mit einem niedrigeren Verbrauch
keine Steuer entrichten müssen. In Italien müssen die land-
wirtschaftlichen Betriebe den normalen Steuersatz zahlen,
lediglich für Methangas gilt eine ermäßigte Besteuerung. Die
Landwirtschaft in den Niederlanden und in Österreich unter-
liegt generell der regulären Besteuerung.
Belastungsvergleich auf der Basis deutscher
landwirtschaftlicher Modellbetriebe
Der Blick über die Grenzen in ausgewählte EU-Länder im
ersten Abschnitt lässt erkennen, dass in diesen Ländern in
2 Mit dem 1. November 2001 wurde in Deutschland ebenfalls eine Schwe-
felsteuer eingeführt. Kraftstoffe (Benzin und Diesel) mit mehr als 50 mg
Schwefel je Kilogramm Kraftstoff wurden in einer ersten Stufe mit 3 Pfen-
nig (1,5 Cent) pro Liter belastet. Die Bemessungsgrenze wurde seit dem
1. Januar 2003 auf 10 mg Schwefel je Kilogramm gesenkt. Die Schwe-
felsteuer hat aber ihre Bemessungsgrundlage sowohl in der ersten als auch
in der zweiten Stufe verloren, da die Mineralölindustrie den Schwefelge-
halt ihrer Produkte entsprechend gesenkt hat. Seit 1. Januar 2003 bietet
die Mineralölindustrie nur noch Kraftstoffe mit einem Schwefelgehalt un-
ter 10 mg kg (= schwefelarme Kraftstoffe) an.Forschungsergebnisse
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der Landwirtschaft zwar Produktionsmittelsteuern zum Ein-
satz kommen, doch lassen sich erhebliche Unterschiede so-
wohl in Bezug auf die Bemessungsgrundlage im Allgemei-
nen, besondere Befreiungen bei Regelungen im Einzelfall
und den dann jeweils tatsächlich zur Anwendung kom-
menden Steuersätze feststellen. 
Da eine einfache Betrachtung des allgemeinen steuerlichen
Regelwerkes (einschließlich der besonders begünstigenden
Einzelregelungen) jedoch nicht geeignet ist, die in den ge-
nannten Staaten tatsächlich bestehende Steuerbelastung
zu beurteilen und international zu vergleichen, wurden an-
hand definierter Modellfälle einzelne Berechnungen vorge-
nommen.
Bei der Festlegung der Modellbeispiele geht es insbeson-
dere um die Fragestellung, was genau genommen das Ziel
der Untersuchung ist, denn Belastungsvergleiche können
von verschiedenen Standpunkten aus durchgeführt werden.
So können z.B. Modellbetriebe für jedes zu untersuchende
Land gebildet werden und für diese dann die spezielle in die-
sem Land sich ergebende Belastung ermittelt werden. Da-
mit würde aufgezeigt, wie typische deutsche Betriebe im
Vergleich zu typischen französischen oder italienischen Be-
trieben belastet sind. Hingegen wird hier der Fragestellung
nachgegangen, wie deutsche Modellbetriebe durch die in-
ländischen Steuern belastet sind, bzw. welche Verände-
rungen sich bei Anlegen der ausländischen Steuergesetze
ergeben würden. Dieser Vergleich sagt nichts darüber aus,
wie die typischen französischen oder italienischen Betriebe
wirklich belastet sind. Er lässt aber erkennen, welche steu-
erliche Belastung für die ausgewählten deutschen Betriebe
bei Anwendung der ausländischen Steuergesetze eintreten
würde. Ein solcher Belastungsvergleich ist gerade deshalb
sinnvoll, da häufig von verschiedenen Seiten die Übernah-
me ausländischer Regelungen in das deutsche Recht ge-
fordert wird. Zu einer adäquaten Beurteilung muss allerdings
neben den besonders begünstigenden Einzelregelungen an-
derer Staaten immer auch die Steuerbelastung im Ganzen
gesehen werden (vgl. Parsche und Haug 2001).
Im Zusammenhang mit den Modellrechnungen hat sich ge-
zeigt, dass eine Bezugnahme auf die Gewinne der ausge-
wählten Betriebe insbesondere bei einem Vergleich der Er-
tragssteuern in der EU sinnvoll ist (vgl. Parsche und Stein-
herr 1995). Bei einer Untersuchung über die Produktions-
steuern hingegen, dient als Bezugsgröße die so genannten
wirtschaftliche Größe der Betriebe in EGE (Europäische Grö-
ßeneinheiten).3 Für diese Abgrenzung der landwirtschaft-
3 Eine EGE entspricht einem Wert von 1 200 ECU bzw. p. Die wirtschaftli-
che Größe eines landwirtschaftlichen Betriebes wird ermittelt, indem für
jedes Erzeugnis der Umfang der Produktion separat festgestellt und mit
dem ihm zugehörigen Standarddeckungsbeitrag bewertet wird. Die Sum-
me der Standarddeckungsbeiträge aller im Betrieb vorkommenden Pro-
duktionszweige, dividiert durch 1 200 ECU bzw. p, ergibt die Betriebs-
größe in EGE.Forschungsergebnisse
ifo Schnelldienst 5/2004 – 57. Jahrgang
24
lichen Betriebe im Rahmen der durchzufüh-
renden Untersuchung sprechen zwei Grün-
de, nämlich der fachliche Zusammenhang,
d.h. dass es für eine vergleichende Beurtei-
lung nationaler Produktionssteuern von der
Sache her eher angemessen ist, Betriebe
gleichen Produktionsumfangs bzw. gleicher
Produktionskapazitäten heranzuziehen, und
der quellenspezifische Zusammenhang.
Der im Folgenden modellierte Vergleich dient
dazu, die Höhe der Belastung landwirtschaft-
licher Betriebe mit Produktionssteuern sowie
deren Zusammensetzung in den untersuch-
ten Ländern zu ermitteln und darzustellen. Um
die Vergleichbarkeit zu gewährleisten, wird von
den Produktionsverhältnissen landwirtschaft-
licher Betriebe unterschiedlicher Produktions-
ausrichtung und Betriebsgröße in Deutschland
ausgegangen, d.h. deren datenmäßige Abbildung wird zur Kal-
kulationsgrundlage für den Belastungsvergleich mit allen unter-
suchten Ländern.4 Grundlage für den angestrebten Vergleich
bilden die betrieblichen Produktionsverhältnisse deutscher
Haupterwerbsbetriebe der Produktionsausrichtungen Acker-
bau, Milcherzeugung und Veredlung, zusätzlich der Durchschnitt
der Haupterwerbsbetriebe insgesamt, also einschließlich sons-
tiger Produktionsausrichtungen. Datengrundlage ist der Er-
nährungs- und agrarpolitische Bericht der Bundesregierung
20035 mit Ergebnissen für das Wirtschaftsjahr 2001/2002. 
In einem weiteren Vergleich wird auf die Gegenüberstellung
ökologisch und konventionell wirtschaftender Betriebe ab-
gestellt.
Die Ergebnisse der Analyse der Modellbetriebe werden in
Abbildung 1 aufgezeigt. Für die deutschen steuerlichen Re-
gelungen lässt sich eine klare Belastungs-
steigerung von 2002 auf 2003 erkennen.
Lediglich die dänischen und die schwedischen
steuerrechtlichen Vorschriften führen auf der
Basis des deutschen Modellbetriebs zu einer
höheren Belastung in Bezug auf den Gewinn
(14,2%: Dänemark; 11,2%: Schweden). Ver-
antwortlich dafür ist in erster Linie die hohe
Besteuerung der Produktionsmittel Heizöl,
Erdgas und Elektrizität in diesen Ländern.
Die eingesetzten Steuersätze der Niederlan-
de und Österreichs ergeben ein leicht unter
dem Durchschnitt (6,3%) liegendes Belastungsniveau des
Gewinns. Am belastungsärmsten stellen sich dagegen die
britischen steuerrechtlichen Vorschriften dar, wobei die Jah-
ressteigerung der relativen Belastung des Gewinns mit ca.
25% vergleichsweise stark ausfällt.
Sieht man von den Belastungen in Dänemark und Schwe-
den ab, so zeigt sich, dass die deutschen steuerrechtlichen
Regelungen zu relativ hohen Werten führen, und dies ins-
besondere im Vergleich zu im Agrarsektor wichtigen Kon-
kurrenzländern wie Frankreich, Großbritannien und Italien.
Bei Detailbetrachtung der Bereiche Ackerbau, Milchpro-
duktion und Veredlung finden sich tendenziell die gleichen
Ergebnisstrukturen. Die steuerliche Belastung im Ackerbau
(vgl. Abb. 2) liegt fast durchweg über dem Niveau der Mo-
dellbetriebe insgesamt. In Schweden ist die relativ hohe Steu-
Abb. 2
Abb. 1
4 In der vorliegenden Veröffentlichung wird nur auf die
unterschiedlichen Produktionsausrichtungen Bezug
genommen. Die zugrunde liegende Untersuchung
weist auch die Betriebsgrößen mit aus.
5 Vgl. http://www3.verbraucherministerium.de/index
00020338684910229F2F6521C0A8D816.html.57. Jahrgang – ifo Schnelldienst 5/2004
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erbelastung des Gewinns im Ackerbau im
Vergleich zu den anderen Betriebsformen auf
die tendenziell stärkere Besteuerung von
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln zurück-
zuführen.
Die Milcherzeugungsbetriebe, deren Belas-
tung in Abbildung 3 dargestellt wird, unter-
liegen der geringsten steuerlichen Belastung
aller betrachteten landwirtschaftlichen Pro-
duktionsausrichtungen. Dies liegt vor allem
daran, dass die untersuchten Produktions-
mittel nur in begrenztem Umfang verwendet
werden. Heizöl, Gas und Elektrizität spielen
in der Milcherzeugung eine untergeordnete
Rolle, einzig Dieselkraftstoff kommt verstärkt
zum Einsatz. Daraus resultiert die niedrigere
steuerliche Belastung am Gewinn in Däne-
mark verglichen mit den anderen Betriebs-
formen, denn Dieselkraftstoff unterliegt dort
einer sehr viel geringeren Belastung als die
anderen Produktionsmittel.
Bei den Veredlungsbetrieben ergibt sich ein
relativ einheitliches Bild im Ländervergleich,
sieht man von Dänemark ab (vgl. Abb. 4). Die
dänischen Belastungswerte weichen auf-
grund der in diesem Bereich stark einge-
setzten Energieträger Heizöl, Erdgas und
elektrischem Strom, welche einer intensiven
Besteuerung unterliegen, deutlich von denen
der anderen Länder ab. Sie heben das
Durchschnittsniveau der Belastung von Ver-
edlungsbetrieben spürbar an. 
Ein länderübergreifender Belastungsvergleich
der ökologisch ausgerichteten mit den kon-
ventionellen Betrieben ergibt für Deutschland
ein auf den ersten Blick sehr überraschen-
des Ergebnis. Die ökologischen Modellbe-
triebe werden vom deutschen Steuerrecht
stärker belastet als die vergleichbaren kon-
ventionellen. Deutlich wird dies anhand der
Abbildung 5.
Hauptsächlich ist dies Konsequenz der re-
lativ starken Dieselbesteuerung in Deutsch-
land. Diese fällt für ökologische Betriebe auf-
grund der um ein Drittel höheren landwirt-
schaftlichen Nutzfläche wesentlich stärker
ins Gewicht. Ähnliches lässt sich, wenn auch
in geringerem Ausmaß, bei Anlegen der ös-
terreichischen Steuervorschriften feststellen.
Bei allen anderen betrachteten Ländern wer-
den die Ökobetriebe hinsichtlich der Steu-
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Die ökologisch orientierten Maßnahmen der Steuergesetz-
gebung haben das Ziel, die Landwirte zu einem umwelt-
freundlicheren Verhalten durch Reduktion von beispielsweise
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln zu animieren. Dabei las-
sen Untersuchungen über die Auswirkungen der einge-
setzten steuerlichen Regelungen erkennen, dass die Steu-
ern auf die verwendeten Produktionsmittel relativ stark er-
höht werden müssten, um eine weitere Reduzierung des
Produktionsmitteleinsatzes zu erreichen.6
Oft werden die Aufkommen der ökologischen Steuern von
den untersuchten Ländern an einen bestimmten Verwen-
dungszweck gekoppelt. Die Niederlande und Italien bei-
spielsweise setzen einen Teil der Steuereinnahmen für Um-
weltprojekte ein. Ein weiterer Teil wird im Rahmen einer öko-
logischen Steuerreform zur Entlastung des Faktors Arbeit
durch Reduzierung der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver-
sicherung verwendet. Aus finanzwissenschaftlicher Sicht
sind derartige Zweckbindungen als bedenklich einzustu-
fen. Das Nonaffektationsprinzip untersagt das Abhängig-
machen der Ausgaben vom Aufkommen einer bestimmten
Steuer und fordert eine unabhängige Präferenzbildung auf
der Einnahmen- wie der Ausgabenseite unter Beachtung
der gesetzten Prioritäten. Dies ist nur in Schweden zu be-
obachten. Dort werden die Einnahmen aus der Pestizid- und
Düngemittelsteuer dem allgemeinen Haushalt zugeführt und
dann Umweltschutzmaßnahmen und Förderprogramme aus
dem allgemeinen Haushalt finanziert.
Zusammenfassung
Das Ziel des Gutachtens war es, einen Eindruck über die Ver-
schiedenartigkeit der steuerlichen Belastung der Landwirt-
schaft zu ermöglichen und dadurch bedingte Wettbewerbs-
verzerrungen aufzuzeigen. Ein Überblick über die Steuer-
belastung des Produktionsmitteleinsatzes in ausgewählten
EU-Ländern ist deshalb von Interesse, da sich der Wettbe-
werb im Agrarsektor durch die gemeinsame europäische Wäh-
rung bereits verschärft hat und die Erweiterung der EU durch
den Zugang stark agrarisch orientierter Länder zu weiteren
Problemen führen wird. Vor diesem Hintergrund ist es not-
wendig, steuerlich bedingte Wettbewerbsverzerrungen für die-
sen Bereich zu identifizieren und im politischen Konsens auf
EU-Ebene zu beseitigen. Sollte dies nicht möglich sein, ist
unter Umständen durch eine Anpassung nationaler Regelun-
gen der durch steuerliche Wettbewerbsverzerrungen beding-
te Druck auf die deutsche Landwirtschaft zu verringern. Bei-
spielsweise zeigt die Untersuchung, dass die deutschen steu-
erlichen Regelungen zu einer im Vergleich zu wichtigen Kon-
kurrenzländern höheren steuerlichen Belastung der verwen-
deten Produktionsmittel führen.
Des Weiteren kann und soll die Untersuchung auch als Ba-
sis für die aktuelle Diskussion über die Chancen eines akti-
ven Beitrags des steuerpolitischen Instrumentariums zur Um-
strukturierung der Landwirtschaft dienen. Für die unter-
suchten EU-Staaten wird aufgezeigt, welche Länder im Be-
reich der Landwirtschaft ökologisch orientierte Steuern auf
Produktionsmittel einsetzen und welches Instrumentarium
dabei primär verwendet wird. Von Interesse dürfte dabei in
diesem Zusammenhang sein, dass ökologisch ausgerich-
tete Haupterwerbsbetriebe bei Anlegen der deutschen Steu-
ersätze die höchste Belastung erfahren im Vergleich zu den
Effekten im Zusammenhang mit den ausländischen Steu-
errechten. Die steuerliche Belastung bei ökologisch ausge-
richteten Haupterwerbsbetrieben in Deutschland liegt sogar
über der Belastung der konventionell ausgerichteten deut-
schen Haupterwerbsbetriebe.
Was die mit dem eingesetzten Instrumentarium ange-
strebten Umstrukturierungsziele betrifft, so kann die empi-
rische Überprüfung der Effekte nur unter Miteinbeziehung
theoretischer Modellanalysen ein umfassendes Bild liefern.
Dabei sind die bisherigen Resultate als wenig befriedigend
einzustufen. Es lässt sich jedoch feststellen, dass in eini-
gen Ländern ohne Einsatz dieser Steuern beispielsweise
die Belastung der landwirtschaftlichen Flächen mit Dünge-
mitteln und Pestiziden über dem derzeitigen Niveau liegen
würde.
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